
P. b. b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien
91

18 15

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1996 Ausgegeben am 18. Jänner 1996 9. Stück

"'���Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik über die Ergän-
zung des Europäischen Auslieferungsübereinkommens und die Erleichterung
seiner Anwendung
(NR: GP XIX RV 140 AB 312 S. 46. BR: AB 5057 S. 603.)

"(���Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik über die Ergän-
zung des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen
und die Erleichterung seiner Anwendung
(NR: GP XIX RV 141 AB 313 S. 46. BR: AB 5058 S. 603.)

"'�

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG

zwischen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik über die Ergänzung
des Europäischen Auslieferungsübereinkommens vom 13. Dezember 1957 ∗∗� und die Er-

leichterung seiner Anwendung

Artikel I

(Zu Artikel 2 des Übereinkommens)

Wird eine Auslieferung nach Artikel 2 Absatz 1 des Übereinkommens bewilligt, so wird die Aus-
lieferung auch wegen anderer Handlungen bewilligt, deren Bestrafung in beiden Vertragsstaaten in die
Zuständigkeit der Gerichte fällt.

Artikel II

(Zu Artikel 5 des Übereinkommens)

(1) In Steuer-, Abgaben-, Zoll-, Monopol- und Devisenstrafsachen und in Strafsachen wegen der
Verletzung von Vorschriften der Warenbewirtschaftung oder über den Außenhandel wird die Ausliefe-
rung nur bewilligt, wenn die dem Ersuchen zugrundeliegende Handlung auch nach einer vergleichbaren
Strafbestimmung des ersuchten Vertragsstaates gerichtlich strafbar wäre.

(2) Die Auslieferung darf nicht ausschließlich mit der Begründung abgelehnt werden, daß das Recht
des ersuchten Vertragsstaates keine Steuer-, Abgaben-, Zoll-, Monopol- und Devisenvorschriften oder
keine Vorschriften über die Warenbewirtschaftung oder über den Außenhandel derselben Art wie das
Recht des ersuchenden Vertragsstaates enthält.

Artikel III

(Zu Artikel 7 und 8 des Übereinkommens)

(1) Der ersuchte Vertragsstaat kann die Auslieferung einer Person wegen einer strafbaren Handlung,
die nach seinen Rechtsvorschriften seiner Gerichtsbarkeit unterliegt, bewilligen, wenn der Durchführung
des Strafverfahrens im ersuchenden Vertragsstaat mit Rücksicht auf die besonderen Umstände, insbeson-
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dere aus Gründen der Wahrheitsfindung, der Strafzumessung und des Strafvollzuges oder im Interesse
der Resozialisierung des Rechtsbrechers der Vorzug zu geben ist.

(2) Absatz 1 ist bei der Entscheidung über die Zustimmung zu einer Weiterlieferung (Artikel 15 des
Übereinkommens) sinngemäß anzuwenden.

Artikel IV

(Zu Artikel 9 des Übereinkommens)

(1) Die Auslieferung wird auch nicht bewilligt, wenn die dem Auslieferungsersuchen zugrundelie-
genden Handlungen in einem dritten Staat verübt worden sind und in diesem Staat eine der in Artikel 9
des Übereinkommens erwähnten Entscheidungen ergangen ist.

(2) Ist im ersuchten Vertragsstaat ein rechtskräftiges Urteil ergangen, so kann dessenungeachtet un-
ter den Voraussetzungen des Artikels III Absatz 1 dieses Vertrages die Auslieferung bewilligt werden,
wenn neue Tatsachen oder Beweise die Wiederaufnahme des Strafverfahrens rechtfertigen oder wenn die
im Urteil verhängte Strafe ganz oder teilweise nicht vollstreckt und für den noch nicht vollstreckten Teil
nicht nachgesehen worden ist.

(3) Der ersuchte Vertragsstaat wird die Auslieferung einer Person nicht ablehnen, wenn seine Ju-
stizbehörden diese Person nur wegen fehlender eigener Gerichtsbarkeit freigesprochen oder nur aus die-
sem Grund gegen sie kein Strafverfahren eingeleitet oder ein bereits eingeleitetes Strafverfahren einge-
stellt haben.

Artikel V

(Zu Artikel 10 des Übereinkommens)

Für die Hemmung und die Unterbrechung der Verjährung sind allein die Rechtsvorschriften des er-
suchenden Vertragsstaates maßgebend.

Artikel VI

(1) Eine im ersuchten Vertragsstaat erlassene Amnestie steht der Auslieferung nicht entgegen, wenn
die strafbare Handlung, wegen der die Auslieferung begehrt wird, nicht der Gerichtsbarkeit des ersuchten
Vertragsstaates unterliegt.

(2) Die Verpflichtung zur Auslieferung wird durch das Fehlen einer Zustimmung zur Strafverfol-
gung oder einer sonstigen Erklärung des Geschädigten, die nach dem Recht des ersuchten Vertragsstaates
zur Einleitung und Fortsetzung des Strafverfahrens erforderlich wäre, nicht berührt.

Artikel VII

(Zu Artikel 12 des Übereinkommens)

(1) In den durch diesen Vertrag geregelten Angelegenheiten erfolgt der Schriftverkehr zwischen
dem Bundesministerium für Justiz der Republik Österreich einerseits und der Generalstaatsanwaltschaft
der Slowakischen Republik und dem Justizministerium der Slowakischen Republik andererseits. Der
diplomatische Weg wird dadurch nicht ausgeschlossen.

(2) In den Fällen des Strafaufschubes, der Strafunterbrechung und der bedingten Aussetzung der
Vollstreckung einer Strafe oder vorbeugenden Maßnahme sind einem Ersuchen um Auslieferung oder
Durchlieferung auch die zur Feststellung der Vollstreckbarkeit dienenden Urkunden beizufügen.

Artikel VIII

(Zu Artikel 14 des Übereinkommens)

(1) Die bedingte Freilassung oder Enthaftung einer ausgelieferten Person ohne eine ihre Bewe-
gungsfreiheit einschränkende Anordnung steht der endgültigen Freilassung gleich.

(2) Im Sinne des Artikels 14 Absatz 2 des Übereinkommens kann der ersuchte Vertragsstaat auch
Maßnahmen treffen, um die für ein Ersuchen um Zustimmung nach Artikel 14 Absatz 1 lit. a des Über-
einkommens erforderlichen Unterlagen zu erhalten; zu diesem Zweck ist die Vernehmung der ausgelie-
ferten Person und ihre Vorführung zur Vernehmung zulässig. Nach der Stellung eines Ersuchens um
Zustimmung kann die ausgelieferte Person ungeachtet der Einschränkung des Artikels 14 des Überein-
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kommens bis zum Eingang der Entscheidung über dieses Ersuchen in Haft gehalten werden, wenn die
Anordnung der Haft nach den Rechtsvorschriften des ersuchenden Vertragsstaates an sich zulässig ist.

Artikel IX

(Zu Artikel 15 des Übereinkommens)

Einem Ersuchen um Zustimmung zur Weiterlieferung an eine andere Vertragspartei des Überein-
kommens oder an einen dritten Staat sind die in Artikel 12 Absatz 2 des Übereinkommens erwähnten
Unterlagen beizufügen, die dem um Zustimmung ersuchenden Vertragsstaat übermittelt worden sind. Der
darum ersuchte Vertragsstaat erteilt seine Zustimmung, wenn wegen der dem Auslieferungsersuchen
zugrundeliegenden strafbaren Handlungen die Auslieferung an den anderen Vertragsstaat oder an den
dritten Staat zulässig wäre.

Artikel X

(Zu Artikel 16 des Übereinkommens)

(1) Ein Ersuchen um vorläufige Verhaftung kann durch ein Gericht, eine Staatsanwaltschaft und ei-
ne oberste Justiz- und Polizeibehörde des einen Vertragsstaates an die zuständige Justiz- und Polizeibe-
hörde des anderen Vertragsstaates gerichtet werden. Die Angabe der strafbaren Handlung hat eine kurze
Sachverhaltsdarstellung zu umfassen.

(2) Erlangen die zuständigen Behörden eines Vertragsstaates davon Kenntnis, daß sich auf dem Ge-
biet dieses Vertragsstaates eine Person befindet, deren Auslieferung vom anderen Vertragsstaat begehrt
werden kann, so werden sie diesen unverzüglich auf den in Artikel 16 Absatz 3 des Übereinkommens
vorgesehenen Geschäftsweg befragen, ob er die Auslieferung dieser Person begehrt. Wird die Person in
vorläufige Auslieferungshaft genommen, so ist der andere Vertragsstaat hievon unverzüglich unter An-
gabe des Zeitpunktes der Verhaftung und des Ortes der Haft zu verständigen.

(3) Die Fristen nach Artikel 16 Absatz 4 des Übereinkommens werden gewahrt, wenn das Ausliefe-
rungsersuchen und die beigefügten Unterlagen vor deren Ablauf mittels Fernkopierer (Telefax) beim
Justizministerium des ersuchten Staates einlangen und die Urschriften innerhalb angemessener Frist
nachgereicht werden.

Artikel XI

(Zu Artikel 17 des Übereinkommens)

Zugleich mit der Entscheidung nach Artikel 17 des Übereinkommens wird der ersuchte Vertrags-
staat auch über die Zulässigkeit der Weiterlieferung entscheiden; er wird diese Entscheidung allen betei-
ligten Staaten bekanntgeben.

Artikel XII

(Zu Artikel 19 des Übereinkommens)

(1) Artikel 19 Absatz 1 des Übereinkommens wird auch beim Vollzug einer vorbeugenden Maß-
nahme angewendet.

(2) Um die zeitweilige Übergabe im Sinne des Artikels 19 Absatz 2 des Übereinkommens kann zur
Durchführung dringender Prozeßhandlungen ersucht werden. Diese Prozeßhandlungen sind im Ersuchen
näher zu bezeichnen. Die Übergabe kann abgelehnt werden, wenn durch sie eine gerichtliche Verfolgung
im ersuchten Vertragsstaat erheblich verzögert oder erschwert würde oder wenn sie unangemessene
Nachteile für die auszuliefernde Person zur Folge haben könnte. Nach Durchführung der Prozeßhandlun-
gen im ersuchenden Vertragsstaat oder auf Verlangen des ersuchten Vertragsstaates wird die übergebene
Person ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit zurückgestellt.

(3) Im Fall der vorläufigen Übergabe wird die übergebene Person im ersuchenden Vertragsstaat für
die Dauer ihres Aufenthaltes in Haft gehalten. Diese Haft wird im ersuchten Vertragsstaat auf die dort zu
verbüßende Strafe angerechnet.

(4) Die durch eine vorläufige Übergabe im Hoheitsgebiet des ersuchten Vertragsstaates entstande-
nen Kosten werden nicht erstattet.
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Artikel XIII

(Zu Artikel 20 des Übereinkommens)

(1) Wird die Auslieferung einer Person bewilligt, so werden auch ohne besonderes Ersuchen die
Gegenstände, die im Artikel 20 des Übereinkommens bezeichnet sind oder als Entgelt für solche Gegen-
stände erlangt worden sind, wenn möglich zugleich mit der auszuliefernden Person übergeben. Sie wer-
den auch dann übergeben, wenn die bereits bewilligte Auslieferung wegen Flucht oder Todes dieser
Person nicht vollzogen werden kann; weiters dann, wenn die Auslieferung, die nach dem Übereinkom-
men zulässig wäre, nicht bewilligt werden kann, weil die auszuliefernde Person geflüchtet oder gestorben
ist oder im ersuchten Vertragsstaat nicht betreten werden konnte.

(2) Der ersuchte Vertragsstaat gibt dem ersuchenden Vertragsstaat bekannt, welche der in Artikel�20
des Übereinkommens bezeichneten Gegenstände sichergestellt worden sind und ob die Person, um deren
Auslieferung ersucht wird, mit der unmittelbaren Rückgabe an den Geschädigten einverstanden ist. Der
ersuchende Vertragsstaat teilt dem ersuchten Vertragsstaat sobald wie möglich mit, ob er auf die Überga-
be der Gegenstände unter der Bedingung verzichtet, daß sie dem Geschädigten oder dessen Beauftragten
ausgehändigt werden.

(3) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige dingliche Haftung nach den Vorschriften des Zoll- oder
Steuerrechtes wird der ersuchte Vertragsstaat bei der Übergabe von Gegenständen unter Verzicht auf
deren Rückstellung nicht geltend machen, es sei denn, daß der durch die strafbare Handlung geschädigte
Eigentümer der Gegenstände die Abgabe selbst schuldet.

Artikel XIV

(Zu Artikel 21 des Übereinkommens)

(1) Für die Dauer der Durchlieferung hat der darum ersuchte Vertragsstaat die ihm übergebene Per-
son in Haft zu halten.

(2) Soll eine Person, die von einem dritten Staat an einen Vertragsstaat ausgeliefert wird, auf dem
Luftweg durch das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ohne Zwischenlandung in diesen Vertrags-
staat befördert werden, so ist eine Verständigung jenes Vertragsstaates, dessen Hoheitsgebiet überflogen
werden soll, nicht erforderlich, wenn die Person weder dessen Staatsangehörigkeit besitzt noch in An-
spruch nimmt und die Auslieferung nicht wegen einer der in den Artikeln�3 und 4 des Übereinkommens
bezeichneten strafbaren Handlungen erfolgt.

Artikel XV

(Zu Artikel 23 des Übereinkommens)

Auslieferungsersuchen und sonstige Schriftstücke werden in der Sprache des ersuchenden Vertrags-
staates abgefaßt. Übersetzungen werden nicht gefordert.

Artikel XVI

(Zu Artikel 25 des Übereinkommens)

Im Sinne dieses Vertrages bedeutet der Ausdruck ,,vorbeugende Maßnahme“ eine mit Freiheitsent-
ziehung verbundene Maßnahme, die nach den Strafgesetzen durch eine gerichtliche Entscheidung neben
oder anstelle einer Strafe angeordnet wird. Ist die Dauer einer noch zu vollziehenden Maßnahme unbe-
stimmt, so ist für die Zwecke dieses Vertrages der Zeitpunkt maßgebend, zu dem die Maßnahme nach
dem Recht des ersuchenden Vertragsstaates spätestens aufzuheben ist.

Artikel XVII

(Zu Artikel 31 des Übereinkommens)

Kündigt einer der Vertragsstaaten das Übereinkommen, so wird die Kündigung im Verhältnis zwi-
schen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik zwei Jahre nach Eingang der Notifikation
der Kündigung beim Generalsekretär des Europarates wirksam.

Artikel XVIII

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden in Preßburg ausge-
tauscht.
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(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem
die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden.

(3) Dieser Vertrag bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, sofern nicht einer der Vertragsstaaten den
Vertrag schriftlich auf diplomatischem Wege kündigt. In diesem Fall tritt der Vertrag ein Jahr nach der
Kündigung außer Kraft. Der Vertrag tritt auch ohne Kündigung mit dem Zeitpunkt außer Kraft, in dem
das Europäische Auslieferungsübereinkommen vom 13. Dezember 1957 zwischen den Vertragsstaaten
des vorliegenden Vertrages außer Kraft tritt.

Geschehen zu Wien, am 20. Juni 1994 in zwei Urschriften, jede in deutscher und slowakischer Spra-
che, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Nikolaus Michalek

Für die Slowakische Republik:
Milan Hanzel

ZMLUVA

medzi Rakúskou republikou a Slovenskou republikou o doplnení Európskeho dohovoru o
vydávaní z 13. decembra 1957 a uÅah¯ení jeho vykonávania

�lánok I

(k «lánku 2 Dohovoru)

Ak sa povolí vydanie podÓa «lánku 2 odsek 1 Dohovoru, povolí sa vydanie i pre iné «iny, ktorých
potrestanie patrí v oboch zmluvných {tátoch do právomoci súdu.

�lánok II

(k «lánku 5 Dohovoru)

(1) Pri daÂových, monopolových, colných a devízových trestných «inoch a trestných «inoch
spo«ívajúcich v poru{ení predpisov týkajúcich sa hospodárenia s tovarom alebo zahrani«ného obchodu,
sa vydanie povolí len vtedy, ak je «in, pre ktorý sa vydanie Ðiada, podÓa práva doÐiadaného zmluvného
{tátu súdne trestný.

(2) Vydanie nemoÐno odmietnuÊ iba z dôvodu, Ðe právo doÐiadaného zmluvného {tátu nepozná
rovnaké daÂové, monopolné, colné alebo devízové predpisy alebo predpisy týkajúce sa hospodárenia s
tovarom alebo zahrani«ného obchodu ako právo doÐadujúceho zmluvného {tátu.

�lánok III

(k «lánku 7 a 8 Dohovoru)

(1) DoÐiadaný zmluvný {tát môÐe povoliÊ vydanie osoby pre trestný «in, na prejednanie ktorého je
podÓa jeho právnych predpisov daná právomoc súdov tohto {tátu, vtedy kē treba daÊ prednosÊ�usku-
to«neniu trestného konania v doÐadujúcom zmluvnom {táte s ohÓadom na zvlá{tne okolnosti, najmä z
dôvodov zistenia pravdy, výmery trestu a výkonu trestu alebo v záujme resocializácie páchateÓa trestného
«inu.

(2) Odsek 1 sa primerane pouÐije pri rozhodovaní o súhlase na ¯al{ie odovzdanie («lánok 15 Doho-
voru).

�lánok IV

(k «lánku 9 Dohovoru)

(1) Vydanie sa nepovolí tieÐ vtedy, ak «iny, pre ktoré sa vydanie Ðiada, boli spáchané v treÊom {táte
a v tomto {táte bolo vydané jedno z rozhodnutí uvedených v «lánku 9 Dohovoru.

(2) Ak bol v doÐiadanom zmluvnom {táte vynesený právoplatný rozsudok, môÐe sa napriek tomu
povoliÊ vydanie za podmienok uvedených v «lánku III odsek 1 tejto zmluvy, ak obnovu trestného konania
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odôvodÂujú nové skuto«nosti alebo dôkazy, alebo ak trest uloÐený v rozsudku nebol vykonaný celkom
alebo z «asti a pre nevykonanú «asÊ�nebol trest odpustený.

(3) DoÐiadaný zmluvný {tát neodmietne vydanie osoby, ak jeho justi«né orgány túto osobu oslobo-
dili len pre nedostatok svojej právomoci, alebo ak pre tento nedostatok trestné stíhanie nebolo proti nej
za«até, alebo uÐ za«até trestné stíhanie bolo zastavené.

�lánok V

(k «lánku 10 Dohovoru)

Spo«ívanie alebo preru{enie preml«ania sa posudzuje iba podÓa právnych predpisov doÐadujúceho
zmluvného {tátu.

�lánok VI

(1) Amnestia vyhlásená v doÐiadanom zmluvnom {táte nebráni vydaniu, ak na konanie o trestnom
«ine, pre ktorý sa vydanie Ðiada, nie je daná právomoc doÐiadaného zmluvného {tátu.

(2) PovinnosÊ na vydanie nie je dotknutá chýbajúcim súhlasom na trestné stíhanie alebo chýbajúcim
iným prehlásením po{kodeného, ktoré je podÓa práva doÐiadaného zmluvného {tátu potrebné na za«atie
trestného konania a pokra«ovanie v Âom.

�lánok VII

(k «lánku 12 Dohovoru)

(1) Vo veciach upravených touto zmluvou sa písomný styk uskuto«Âuje medzi Spolkovým mini-
sterstvom spravodlivosti Rakúskej republiky na jednej strane a Generálnou prokuratúrou Slovenskej
republiky a Ministerstvom spravodlivosti Slovenskej republiky na strane druhej. Diplomatická cesta sa
tým nevylu«uje.

(2) V prípadoch odkladu, preru{enia alebo podmiene«ného prepustenia z výkonu trestu odÂatia slo-
body alebo ochranného opatrenia, sa k Ðiadosti o vydanie alebo prevoz pripoja tieÐ listiny, ktoré preuka-
zujú dôvody pre ich výkon.

�lánok VIII

(k «lánku 14 Dohovoru)

(1) Podmiene«ne prepustenie alebo prepustenie z väzby vydanej osoby bez nariadenia obmedzenia
slobody jej pohybu znamená jej úplné prepustenie na slobodu.

(2) V zmysle «lánku 14 odsek 2 Dohovoru môÐe doÐiadaný zmluvný {tát prijaÊ�i opatrenia na to, aby
získal podklady potrebné na podanie Ðiadosti o súhlas podÓa «lánku 14 odsek 1 písm. a) Dohovoru; za
týmto ú«elom je prípustný výsluch vydanej osoby a jej predvedenie na výsluch. Po podaní Ðiadosti o
súhlas môÐe byÊ vydaná osoba drÐaná vo väzbe bez ohÓadu na obmedzenie uvedené v «lánku 14 Doho-
voru aÐ do vydania rozhodnutia o tejto Ðiadosti, ak je vzatie do väzby podÓa právnych predpisov doÐadu-
júceho zmluvného {tátu prípustné.

�lánok IX

(k «lánku 15 Dohovoru)

K Ðiadosti o súhlas s ¯al{ím odovzdaním inej zmluvnej strane Dohovoru alebo tretiemu {tátu je pot-
rebné pripojiÊ�doklady uvedené v «lánku 12 odsek 2 Dohovoru, ktoré boli zaslané zmluvnému {tátu Ðia-
dajúcemu o súhlas. Zmluvný {tát, ktorý bol poÐiadaný o udelenie súhlasu, súhlas udelí, ak trestný «inom,
pre ktorý bolo o vydanie poÐiadané, je trestným «inom, pre ktorý by bolo prípustné vydanie inej zmlu-
vnej strane Dohovoru alebo tretiemu {tátu.

�lánok X

(k «lánku 16 Dohovoru)

(1) ¤iadosÊ o predbeÐnú väzbu môÐe byÊ podaná prostredníctvom súdu, prokuratúry alebo prí-
slu{ného ústredného justi«ného orgánu alebo policajného orgánu jedného zmluvného {tátu príslu{nému
justi«nému alebo policajnému orgánu druhého zmluvného {tátu. Údaje o trestnom «ine musia obsahovaÊ
krátky popis skutkového stavu.
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(2) Ak sa príslu{né orgány jedného zmluvného {tátu dozvedia, Ðe sa na jeho území nachádza osoba,
o ktorej vydanie môÐe ÐiadaÊ� druhý zmluvný {tát, vyÐiadajú si neodkladne spôsobom upraveným v
«lánku 16 odsek 3 Dohovoru od tohto {tátu vyjadrenie, «i bude ÐiadaÊ�o vydanie tejto osoby. Ak je osoba
vzatá do predbeÐnej väzby, vyromzumie sa o tomto druhý zmluvný {tát s uvedením presného «asu a mie-
sta jej vzatia do väzby.

(3) Lehoty podÓa «lánku 16 odsek 4 Dohovoru budú dodrÐané, ak pred ich uplynutím bude mini-
sterstvu spravodlivosti doÐiadaného {tátu telefaxom doru«ená ÐiadosÊ o vydanie a pripojené podklady a
tieto listiny budú následne v priemeranej lehote doru«ené v originále.

�lánok XI

(k «lánku 17 Dohovoru)

Sú«asne s rozhodnutím podÓa «lánku 17 Dohovoru rozhodne doÐiadaný zmluvný {tát o prípustnosti
¯al{ieho odovzdania; s týmto rozhodnutím oboznámi v{etky zú«astnené {táty.

�lánok XII

(k «lánku 19 Dohovoru)

(1) �lánok 19 odsek 1 Dohovoru sa vzÊahuje aj na výkon ochranného opatrenia.

(2) O do«asné odovzdanie v zmysle «lánku 19 odsek 2 Dohovoru môÐno ÐiadaÊ�za ú«elom vykona-
nia naliehavých procesných úkonov. Tieto procesné úkony treba v Ðiadosti bliÐ{ie ozna«iÊ. Takéto
odovzdanie môÐe byÊ odmietnuté, ak sa tým zna«ne ome{ká alebo sÊaÐí súdne stíhanie v doÐiadanom
zmluvnom {táte, alebo ak by to mohlo spôsobiÊ� neprimerané následky pre osobu, ktorá má byÊ
odovzdaná. Po vykonaní procesných úkonov v doÐadujúcom zmluvnom {táte alebo na ÐiadosÊ
doÐiadaného zmluvného {tátu sa odovzdaná osoba vráti späÊ�bez ohÓadu na jej {tátne ob«ianstvo.

(3) V prípade do«asného odovzdania je odovzdaná osoba drÐaná v doÐadujúcom zmluvnom {táte po
dobu svojho pobytu vo väzbe. Táto väzba sa v doÐiadanom zmluvnom {táte zapo«ítava do výkonu trestu
odÂatia slobody.

(4) Náklady do«asného odovzdania, ktoré vznikli na území doÐiadaného zmluvného {tátu, sa
neuhrádzajú.

�lánok XIII

(k «lánku 20 Dohovoru)

(1) Ak sa povolí vydanie osoby, budú aj bez osobitnej Ðiadosti, pokiaÓ je to moÐné sú«asne s vy-
dávanou osobou, odovzdané veci ozna«ené v «lánku 20 Dohovoru alebo veci získané ako protihodnota za
takéto veci. Veci budú odovzdané aj vtedy, ak uÐ povolené vydanie osoby nemôÐe byÊ vykonané kvôli jej
úteku alebo úmrtiu; ̄alej vtedy, ak vydanie, ktoré by podÓa Dohovoru bolo prípustné, nie je moÐné po-
voliÊ, pretoÐe osoba, ktorá má byÊ vydaná, u{la alebo zomrela, alebo nemohla byÊ v doÐiadanom zmlu-
vnom {táte zistená.

(2) DoÐiadaný zmluvný {tát oznámi doÐadujúcemu zmluvnému {tátu, ktoré z vecí ozna«ených v
«lánku 20 Dohovoru boli zaistené, a «i osoba, o vydanie ktorej sa Ðiada, s bezprostredným navrátením
vecí po{kodenému súhlasí. DoÐadujúci zmluvný {tát oznámi doÐiadanému zmluvnému {tátu «o moÐno
najskôr, «i upúsýÊa od odovzdania vecí za podmienky, Ðe budú vydané po{kodenému alebo ním povere-
nej osobe.

(3) DoÐiadaný zmluvný {tát neuplatní pri odovzdaní vecí, ak sa vzdal ich navrátenia, záloÐné colné
právo alebo iné vecné ru«enie podÓa predpisov colného «i daÂového práva, okrem tých prípadov, ke¯
vlastník vecí po{kodený trestným «inom príslu{ný poplatok sám dlhuje.

�lánok XIV

(k «lánku 21 Dohovoru)

(1) Po dobu prevozu musí doÐiadaný zmluvný {tát drÐaÊ osobu, ktorá mu bola odovzdaná, vo väzbe.
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(2) Ak má byÊ osoba, ktorá je jednému zo zmluvných {tátov vydaná tretím {tátom, prepravovaná
vzdu{nou cestou nad územím druhého zmluvného {tátu bez medzipristátia v tomto {táte, nie je potrebné
informovaÊ� zmluvný {tát, nad územím ktorého sa má let uskuto«niÊ, ak táto osoba nemá jeho {tátne
ob«ianstvo, ani si ho nenárokuje, a nepôjde o vydanie pre jeden z trestných «inov uvedených v «lánku 3 a
4 Dohovoru.

�lánok XVI

(k «lánku 25 Dohovoru)

Pre ú«ely tejto zmluvy sa pojmom ,,ochranné opatrenie“ rozumie opatrenie spojené s pozbavením
slobody, ktoré bolo nariadené súdnym rozhodnutím v súlade s trestnými zákonmi popri alebo namiesto
trestu odÂatia slobody. Ak je dÓÐka trvania opatrenia, ktoré má byÊ vykonané, neur«itá, pre ú«ely tejto
zmluvy bude rozhodujúci «asový moment, ku ktorému najneskôr má byÊ opatrenie podÓa práva doÐadu-
júceho zmluvného {tátu zru{ené.

�lánok XVII

(k «lánku 31 Dohovoru)

Ak jeden zo zmluvných {tátov vypovie Dohovor, nadobudne výpove¯ ú«innosÊ� vo vzÊahu medzi
Rakúskou republikou a Slovenskou republikou dva roky po doru«ení oznámenia o vypovedaní Generál-
nemu tajomníkovi Rady Európy.

�lánok XVIII

(1) Táto zmluva podlieha ratifikácii. Ratifika«né listiny budú vymenené v Bratislave.

(2) Táto zmluva nadobudne platnosÊ�prvým dÂom tretieho mesiaca nasledujúceho po mesiaci, v kto-
rom boli vymenené ratifika«né listiny.

(3) Táto zmluva sa uzatvára na dobu neur«itú a zostane v platnosti pokiaÓ ju jeden zo zmluvných
{tátov nevypovie písomne diplomatickou cestou. V takomto prípade zanikne platnosÊ�zmluvy jeden rok
odo dÂa vypovedania. PlatnosÊ�zmluvy zanikne aj bez aj bez vypovedania dÂom, kedy bude ukon«ená
platnosÊ�Európskeho dohovoru o vydávaní z 13. decembra 1957 medzi zmluvnými {tátmi tejto zmluvy.

Dané vo Viedni, dÂa 20. «ervna 1994 v dvoch pôvodných vyhotoveniach, kaÐdé v jazyku nemeckom
a slovenskom, pri«om obe znenia majú rovnakú platnosÊ.

Za Rakúsku republiku:

Nikolaus Michalek

Za Slovenskú republiku:

Milan Hanzel

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikati-
onsurkunde wurde am 28. November 1995 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. XVIII
Abs. 2 mit 1. Februar 1996 in Kraft.

Vranitzky
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"(�

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG

zwischen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik über die Ergänzung
des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April

1959 ∗∗) und die Erleichterung seiner Anwendung

Artikel I

(Zu Artikel 1 des Übereinkommens)

(1) Sofern in diesem Vertrag nichts anders bestimmt wird, wird Rechtshilfe auch für Verfahren we-
gen strafbarer Handlungen geleistet, deren Bestrafung in dem Zeitpunkt, in dem um Rechtshilfe ersucht
wird, in einem der beiden Vertragsstaaten in die Zuständigkeit eines Gerichtes und im anderen Vertrags-
staat in die Zuständigkeit einer Verwaltungsbehörde fällt. Für die Rechtshilfe durch Zustellung ist es
nicht erforderlich, daß im ersuchten Vertragsstaat eine Justiz- oder Verwaltungsbehörde zur Verfolgung
zuständig ist.

(2) Die auf Grund des Absatzes 1 erbetene Rechtshilfe kann abgelehnt werden, wenn die Tat keine
oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat und der mit der Leistung der Rechtshilfe verbunde-
ne Aufwand im Verhältnis zu der im ersuchenden Vertragsstaat zu erwartenden Strafe nicht gerechtfertigt
wäre.

Artikel II

(Zu Artikel 1 des Übereinkommens)

Das Übereinkommen und dieser Vertrag werden auch angewendet
a) in Angelegenheiten der Wiederaufnahme des Verfahrens;
b) in Gnadensachen;
c) in Verfahren über Ansprüche auf Entschädigung für ungerechtfertigte Haft, andere durch ein

Strafverfahren entstandene Nachteile oder für ungerechtfertigte Verurteilung, soweit nicht Be-
stimmungen anderer internationaler Vereinbarungen anzuwenden sind.

Artikel III

(Zu Artikel 2 des Übereinkommens)

(1) Rechtshilfe wird im Rahmen von Artikel I auch in Steuer-, Abgaben-, Zoll-, Monopol- und De-
visenstrafsachen und in Strafsachen wegen der Verletzung von Vorschriften über die Warenbewirtschaf-
tung oder über den Außenhandel geleistet. Die Rechtshilfe darf nicht ausschließlich mit der Begründung
abgelehnt werden, daß das Recht des ersuchten Vertragsstaates keine Steuer-, Abgaben-, Zoll-, Monopol-
und Devisenvorschriften oder keine Vorschriften über die Warenbewirtschaftung oder über den Außen-
handel derselben Art wie das Recht des ersuchenden Vertragsstaates enthält.

(2) Die nach den Vorschriften der Vertragsstaaten bestehenden Geheimhaltungspflichten in fiskali-
schen Angelegenheiten gemäß Absatz 1 stehen der nach diesem Artikel zu leistenden Rechtshilfe nicht
entgegen. Umstände oder Tatsachen, die den Justiz- oder Verwaltungsbehörden eines Vertragsstaates im
Zusammenhang mit einem Rechtshilfeersuchen bekannt werden, unterliegen der nach den Vorschriften
dieses Vertragsstaates in fiskalischen Angelegenheiten bestehenden Geheimhaltungspflicht.

Artikel IV

(Zu Artikel 3 des Übereinkommens)

(1) Gegenstände oder andere Vermögenswerte, die aus der mit Strafe bedrohten Handlung her rüh-
ren oder durch diese erlangt worden sind, werden zum Zwecke der Aushändigung an den Geschädigten
übermittelt, sofern dies nach der Rechtsordnung des ersuchenden Vertragsstaates zulässig ist und nicht

∗∗) Kundgemacht in BGBl. Nr. 41/1969

16
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a) die unmittelbare Übergabe an den Geschädigten oder einen durch diesen Beauftragten möglich
ist,

b) die Gegenstände im ersuchten Vertragsstaat als Beweisstücke für ein bei einem Gericht oder
einer Verwaltungsbehörde anhängiges Verfahren benötigt werden,

c) hinsichtlich der Gegenstände im ersuchten Vertragsstaat die Einziehung oder der Verfall tat-
sächlich ausgesprochen wird oder

d) Dritte Rechte an ihnen geltend machen.

(2) Für ein Ersuchen nach Absatz 1 ist eine richterliche Anordnung der Beschlagnahme nicht erfor-
derlich.

(3) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige dingliche Haftung nach den Vorschriften des Zoll- oder
Steuerrechtes wird der ersuchte Vertragsstaat bei der Übermittlung von Gegenständen unter Verzicht auf
deren Rückgabe nicht geltend machen, es sei denn, daß der durch die strafbare Handlung geschädigte
Eigentümer der Gegenstände die betreffende Abgabe selbst schuldet.

Artikel V

(Zu Artikel 4 des Übereinkommens)

(1) Den Vertretern der am Strafverfahren beteiligten Behörden sowie den sonstigen Beteiligten und
ihren Rechtsbeiständen wird auf Ersuchen die Anwesenheit bei der Vornahme der Rechtshilfehandlungen
im ersuchten Vertragsstaat gestattet. Sie können ergänzende Fragen oder Maßnahmen anregen. Artikel 12
des Übereinkommens findet sinngemäß Anwendung.

(2) Zur Tätigkeit der Behördenvertreter des anderen Vertragsstaates gemäß Absatz 1 bedarf es in der
Republik Österreich der Zustimmung des Bundesministeriums für Justiz, in der Slowakischen Republik
der Zustimmung der Generalstaatsanwaltschaft der Slowakischen Republik oder des Justizministeriums
der Slowakischen Republik.

Artikel VI

(Zu Artikel 5 des Übereinkommens)

Rechtshilfe durch Beschlagnahme von Gegenständen oder Durchsuchung wird nur geleistet, wenn
zur Verfolgung der dem Ersuchen zugrundeliegenden strafbaren Handlung in dem Zeitpunkt, in dem um
Rechtshilfe ersucht wird, im ersuchten Vertragsstaat eine Justizbehörde zuständig wäre.

Artikel VII

(Zu Artikel 6 des Übereinkommens)

Auf die Rückgabe der in Artikel 3 Absatz 1 des Übereinkommens erwähnten Gegenstände oder
Schriftstücke wird keinesfalls verzichtet, wenn Dritte, die Rechte an ihnen geltend machen, dem Verzicht
nicht zustimmen.

Artikel VIII

(Zu Artikel 10 des Übereinkommens)

Artikel 10 Absatz 2 des Übereinkommens findet auf alle Fälle der Vorladung eines Zeugen oder
Sachverständigen Anwendung. Diese Personen können selbst einen Vorschuß nach Artikel 10 Absatz 3
des Übereinkommens verlangen.

Artikel IX

(Zu Artikel 11 und 12 des Übereinkommens)

(1) Gestattet der ersuchte Vertragsstaat die Anwesenheit einer im Hoheitsgebiet des ersuchenden
Vertragsstaates in Haft befindlichen Person bei der Erledigung eines Rechtshilfeersuchens, so hat er sie
für die Dauer ihres Aufenthalts in seinem Hoheitsgebiet in Haft zu halten und sie nach Vornahme der
Rechtshilfehandlung dem ersuchenden Vertragsstaat unverzüglich wieder zu überstellen, sofern nicht
dieser die Freilassung verlangt.

(2) Gestattet ein dritter Staat die Anwesenheit einer im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates in Haft
befindlichen Person bei der Erledigung eines Rechtshilfeersuchens, so gelten für die Beförderung dieser
Person durch das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates die Absätze 2 und 3 des Artikels 11 des
Übereinkommens.
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(3) Die Bestimmungen des Artikels 12 des Übereinkommens sind auf die in den vorstehenden Ab-
sätzen 1 und 2 erwähnten Fälle anzuwenden.

Artikel X

(Zu Artikel 13 des Übereinkommens)

Der ersuchte Vertragsstaat übermittelt von den Polizeibehörden des anderen Vertragsstaates für
Zwecke der Strafrechtspflege erbetene Auskünfte aus dem Strafregister in dem Umfang, in dem seine
Polizeibehörden sie in ähnlichen Fällen erhalten könnten. Auskünfte über getilgte (gelöschte) Eintragun-
gen werden keinesfalls erteilt.

Artikel XI

(Zu Artikel 14 des Übereinkommens)

(1) In Zustellersuchen wird bei den Angaben über den Gegenstand und den Grund des Ersuchens
auch die Art des zuzustellenden Schriftstückes sowie die Stellung des Empfängers im Verfahren bezeich-
net.

(2) Einem Ersuchen um Durchsuchung oder Beschlagnahme von Beweisstücken oder Schriftstücken
wird eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift der richterlichen Anordnung beigefügt. Kann einem
solchen Ersuchen keine Ausfertigung einer richterlichen Anordnung beigefügt werden, so genügt die
Erklärung der zuständigen Justizbehörde, daß die für die Maßnahme erforderlichen Voraussetzungen
nach dem im ersuchenden Staat geltenden Recht vorliegen.

Artikel XII

(Zu Artikel 15 des Übereinkommens)

(1) Soweit dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, können die Justizbehörden der beiden Vertrags-
staaten unmittelbar miteinander verkehren. Rechtshilfeersuchen der slowakischen Justizbehörden werden
den Gerichten der Republik Österreich übermittelt; Rechtshilfeersuchen der österreichischen Justizbehör-
den werden, wenn bereits Anklage erhoben worden ist, den Gerichten, sonst den Staatsanwaltschaften der
Slowakischen Republik übermittelt. Die Vermittlung durch das Bundesministerium für Justiz der Repu-
blik Österreich einerseits und durch die Generalstaatsanwaltschaft der Slowakischen Republik oder das
Justizministerium der Slowakischen Republik andererseits wird dadurch nicht ausgeschlossen.

(2) Ersuchen um Vornahme einer Durchsuchung oder Beschlagnahme, um Übermittlung von Ge-
genständen, um Überstellung oder Durchbeförderung in Haft befindlicher Personen werden durch das
Bundesministerium für Justiz der Republik Österreich und durch die Generalstaatsanwaltschaft der Slo-
wakischen Republik oder das Justizministerium der Slowakischen Republik übermittelt. In dringenden
Fällen ist der unmittelbare Verkehr zwischen den Justizbehörden zulässig, jedoch wird überdies eine
Abschrift des Ersuchens auf dem in Satz 1 dieses Absatzes vorgesehenen Weg übermittelt.

(3) An andere Personen als den Beschuldigten zuzustellende Schriftstücke können auch unmittelbar
durch die Post nach den für den Postverkehr geltenden Vorschriften übermittelt werden. Im Postweg
übermittelte Schriftstücke, deren Zustellung nach dem Übereinkommen und diesem Vertrag nicht zuläs-
sig wäre, gelten in beiden Vertragsstaaten als dem Empfänger nicht zugekommen.

(4) Die im Artikel X dieses Vertrages erwähnten Ersuchen werden durch das Bundesministerium für
Inneres der Republik Österreich einerseits und durch die Generalstaatsanwaltschaft der Slowakischen
Republik andererseits übermittelt und auf demselben Weg beantwortet. In dringenden Fällen ist der un-
mittelbare Verkehr zwischen den Polizeibehörden und den zuständigen Strafregisterbehörden zulässig.

(5) In Anwendung dieses Vertrages können von den Justizbehörden zweisprachige Formblätter ver-
wendet werden.

Artikel XIII

(Zu Artikel 16 des Übereinkommens)

(1) Übersetzungen von Ersuchen, die nach diesem Vertrag gestellt werden, sowie von beigefügten
Unterlagen werden, soweit dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, nicht angeschlossen.

(2) Den zuzustellenden Schriftstücken ist eine Übersetzung in die Sprache des ersuchten Vertrags-
staates anzuschließen, die von einem amtlich bestellten Dolmetscher mit Sitz in einem der Vertragsstaa-
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ten angefertigt und beglaubigt ist. Eine Beglaubigung der Unterschrift des Dolmetschers ist nicht erfor-
derlich.

(3) Ist das zuzustellende Schriftstück nicht mit einer Übersetzung in die Sprache des ersuchten Ver-
tragsstaates versehen, so hat sich das ersuchte Gericht darauf zu beschränken, die Zustellung durch Über-
gabe des Schriftstückes an den Empfänger zu bewirken, wenn dieser zur Annahme bereit ist.

(4) Schriftstücken, die nach Artikel XII Absatz 3 dieses Vertrages unmittelbar im Postweg zugestellt
werden, ist in jedem Fall eine Übersetzung in die Sprache des ersuchten Vertragsstaates anzuschließen.
Ist das zuzustellende Schriftstück nicht mit einer Übersetzung in die Sprache des ersuchten Vertragsstaa-
tes versehen, so gilt die Zustellung in beiden Vertragsstaaten als nicht bewirkt. Bei der Zustellung an
eigene Staatsangehörige kann auf Übersetzungen verzichtet werden.

Artikel XIV

(Zu Artikel 20 des Übereinkommens)

Die durch die Übermittlung von Gegenständen zum Zwecke der Aushändigung an den Geschädigten
(Artikel IV) und durch die Überstellung oder Durchbeförderung in Haft befindlicher Personen (Arti-
kel IX) entstandenen Kosten werden vom ersuchenden Vertragsstaat erstattet.

Artikel XV

(Zu Artikel 21 des Übereinkommens)

(1) Auf Grund einer nach Artikel 21 des Übereinkommens übermittelten Anzeige zur Strafverfol-
gung werden die zuständigen Behörden nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des ersuchten Vertrags-
staates ein Strafverfahren in derselben Weise einleiten wie bei einer im eigenen Staatsgebiet begangenen
strafbaren Handlung. Sind im ersuchten Vertragsstaat für Verfahren wegen Handlungen gegen fremdes
Vermögen nicht die Justizbehörden zuständig, so leiten sie die Anzeige an die zuständige Verwaltungs-
behörde weiter. Der Schriftverkehr nach Artikel 21 des Übereinkommens findet zwischen den Staatsan-
waltschaften der Republik Österreich einerseits und der Generalstaatsanwaltschaft der Slowakischen
Republik andererseits statt.

(2) Die zuständigen Behörden des Tatortstaates werden im Einzelfall prüfen, ob eine Anzeige nach
Artikel 21 des Übereinkommens im Interesse der Wahrheitsfindung, aus anderen für das Strafverfahren
wichtigen Gründen, aus Gründen der Strafzumessung oder des Strafvollzuges oder im Interesse der Re-
sozialisierung des Beschuldigten geboten ist.

(3) Der Beurteilung von Verkehrsstraftaten sind im ersuchten Vertragsstaat die am Tatort geltenden
Verkehrsregeln zugrunde zu legen.

(4) Ein zur Einleitung des Strafverfahrens notwendiger Antrag oder eine solche Ermächtigung, die
in dem ersuchenden Vertragsstaat vorliegt, ist auch im ersuchten Vertragsstaat wirksam; nur nach der
Rechtsordnung des ersuchten Vertragsstaates erforderliche Anträge oder Ermächtigungen können inner-
halb einer von den zuständigen Behörden dieses Vertragsstaates zu bestimmenden angemessenen Frist
nachgeholt werden.

(5) Die Anzeige hat eine kurze Darstellung des Sachverhalts sowie möglichst genaue Angaben über
die beschuldigte Person, ihre Staatsangehörigkeit und ihren Wohn- oder Aufenthaltsort zu enthalten. Ihr
werden beigefügt:

a) die Akten in Urschrift oder beglaubigter Abschrift (Kopie) sowie in Betracht kommende Be-
weisgegenstände;

b) eine Abschrift der Bestimmungen über den Tatbestand und die Strafe, die nach der Rechtsord-
nung des Vertragsstaates, in dem die Tat begangen worden ist, anwendbar sind, sowie bei Ver-
kehrsstraftaten außerdem eine Abschrift der für die Beurteilung maßgebenden Verkehrsregeln;

c) Erklärungen des Geschädigten, die zur Einleitung des Strafverfahrens erforderlich sind.

(6) Die Gegenstände und die urschriftlichen Unterlagen werden dem ersuchenden Vertragsstaat so-
bald wie möglich zurückgegeben, soweit er auf die Rückgabe nicht verzichtet. Rechte des ersuchten
Vertragsstaates oder dritter Personen an den übermittelten Gegenständen bleiben unberührt.
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Artikel XVI

(Zu Artikel 21 des Übereinkommens)

Die Justizbehörden des ersuchenden Vertragsstaates sehen von weiteren Verfolgungs- oder Voll-
streckungsmaßnahmen wegen der angezeigten Tat gegen die beschuldigte Person ab,

a) solange der Strafvollzug ganz oder teilweise ausgesetzt oder die Entscheidung über die Bestra-
fung aufgeschoben ist;

b) wenn die im ersuchten Vertragsstaat verhängte Strafe vollstreckt, erlassen oder verjährt ist;

c) wenn aus Beweisgründen oder deshalb, weil die Tat eine strafbare Handlung nicht begründet, ein
rechtskräftiger Freispruch oder eine endgültige Einstellung erfolgt ist.

Artikel XVII

(Zu Artikel 22 des Übereinkommens)

(1) Die Strafnachrichten werden mindestens einmal vierteljährlich zwischen dem Bundesministeri-
um für Inneres der Republik Österreich und dem Justizministerium der Slowakischen Republik ausge-
tauscht.

(2) Jeder Vertragsstaat, der die Benachrichtigung nach Artikel 22 des Übereinkommens vorgenom-
men hat, übermittelt dem anderen Vertragsstaat auf dessen Ersuchen im Einzelfall eine Abschrift der in
Betracht kommenden Urteile und Maßnahmen sowie alle weiteren diesbezüglichen Auskünfte, um ihm
die Prüfung zu ermöglichen, ob dadurch innerstaatliche Maßnahmen erforderlich werden.

(3) Der Schriftverkehr nach Absatz 2 findet zwischen dem Bundesministerium für Justiz der Repu-
blik Österreich einerseits und dem Justizministerium der Slowakischen Republik andererseits statt.

Artikel XVIII

(Zu Artikel 24 des Übereinkommens)

Im Sinne dieses Übereinkommens gelten als Justizbehörden:

a) für die Republik Österreich: die Strafgerichte, die Staatsanwaltschaften und das Bundesministe-
rium für Justiz;

b) für die Slowakische Republik: die Gerichte, die Staatsanwaltschaften, die Generalstaatsanwalt-
schaft und das Justizministerium;

Artikel XIX

(Zu Artikel 29 des Übereinkommens)

Kündigt einer der Vertragsstaaten das Übereinkommen, so wird die Kündigung im Verhältnis zwi-
schen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik zwei Jahre nach Eingang der Notifikation
der Kündigung beim Generalsekretär des Europarates wirksam.

Artikel XX

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden in Preßburg ausge-
tauscht.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem
die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden.

(3) Dieser Vertrag bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, sofern nicht einer der Vertragsstaaten den
Vertrag schriftlich auf diplomatischem Wege kündigt. In diesem Fall tritt der Vertrag ein Jahr nach der
Kündigung außer Kraft. Der Vertrag tritt auch ohne Kündigung mit dem Zeitpunkt außer Kraft, in dem
das Europäische Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 zwischen den
Vertragsstaaten des vorliegenden Vertrages außer Kraft tritt.
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Geschehen zu Wien, am 20. Juni 1994, in zwei Urschriften, jede in deutscher und slowakischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Nikolaus Michalek

Für die Slowakische Republik:
Milan Hanzel

ZMLUVA

medzi Rakúskou republikou a Slovenskou republikou o doplnení Európskeho dohovoru o
vzájomnej pomoci v trestných veciach z 20. apríla 1959 a uÅah¯ení jeho vykonávania

�lánok I

(k «lánku 1 Dohovoru)

(1) PokiaÓ táto zmluva nestanoví inak, právna pomoc bude poskytovaná i v konaniach pre «iny,
ktorých potrestanie v «ase, kedy je o právnu pomoci Ðiadané, patrí v jednom zmluvnom {táte do právo-
moci súdu a v druhom zmluvnom {táte do právomoci správneho orgánu. Pre právnu pomoc poskytovanú
doru«ením sa nevyÐaduje, aby bola v doÐiadanom zmluvnom {táte na potrestanie daná právomoc ju-
sti«ného alebo správneho orgánu.

(2) Právna pomoc, o ktorú je Ðiadané na základe odseku 1, môÐe byÊ odmietnutá, ak «in nemal Ðiad-
ne alebo mal len nepatré následky a náklady spojené s poskytnutím právnej pomoci by v pomere k trestu
o«akávanému v doÐadujúcom zmluvnom {táte boli neprimerané.

�lánok II

(k «lánku 1 Dohovoru)

Dohovor a táto zmluva sa pouÐijú tieÐ
a) vo veciach obnovy konania;
b) vo veciach milostí;
c) v konaniach o nárokoch na od{kodnenie za neoprávnenú väzbu, iné {kody spôsobené trestným

konaním alebo za neodôvodnené odsúdenie, pokiaÓ sa nemajú pouÐiÊ� ustanovenia iných
medzinárodných dohôd.

�lánok III

(k «lánku 2 Dohovoru)

(1) Právna pomoc podÓa «lánku I sa poskytuje aj pri konaniach o «inoch, ktorými boli poru{ené
daÂové, monopolné, colné alebo devízové predpisy alebo predpisy týkajúce sa hospodárenia s tovarom
alebo predpisy zahrani«ného obchodu. Právna pomoc nesmie byÊ odmietnutá výlu«ne z dôvodu, Ðe právo
doÐiadaného zmluvného {tátu nepozná rovnaké daÂové, monopolné, colné alebo devízové predpisy alebo
predpisy týkajúce sa hospodárenia s tovarom alebo predpisy zahrani«ného obchodu ako právo doÐadu-
júceho zmluvného {tátu.

(2) PovinnosÊ dodrÐiavaÊ� tajomstvo vo fiskálnych veciach uvedených v odseku 1 vyplývajúca z
právnych predpisov zmluvných {tátov nebráni poskytnutiu právnej pomoci podÓa tohto «lánku. Okolnosti
alebo skuto«nosti, s ktorými sa oboznámia justi«né alebo správne orgány zmluvného {tátu v súvislosti s
doÐiadaním o právnu pomoc, podliehajú povinnosti dodrÐiavaÊ� tajomstvo vo fiskálnych veciach
vyplývajúcej z právnych predpisov tohto zmluvného {tátu.

�lánok IV

(k «lánku 3 Dohovoru)

(1) Veci alebo iné majetkové hodnoty pochádzajúce z konania, za ktoré hrozí uloÐenie trestu, alebo
získané takýmto konaním sa budú odovzdávaÊ�za ú«elom vydania po{kodenému, ak je to prípustné podÓa
právneho poriadku doÐadujúceho zmluvného {tátu a ak

a) nie je moÐné ich priame vydanie po{kodenému alebo ním poverenej osobe, alebo
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b) nie sú potrebné v doÐiadanom zmluvnom {táte ako dôkazné predmety v konaní za«atom pred
súdom alebo správnym orgánom, alebo

c) nepodliehajú zabaveniu alebo prepadnutiu v doÐiadanom zmluvnom {táte, alebo
d) neuplatÂujú na ne právo tretie osoby.

(2) Pre doÐiadanie podÓa odseku 1 sa nevyÐaduje príkaz súdu na zaistenie veci.

(3) DoÐiadaný zmluvný {tát neuplatní pri odovzdaní vecí, ak sa vzdal ich vrátenia, záloÐné colné
právo alebo iné vecné ru«enie podÓa predpisov colného alebo daÂového práva, okrem tých prípadov, ke¯
vlastník vecí po{kodený trestným «inom prislu{ný poplatok sám dlhuje.

�lánok V

(k «lánku 4 Dohovoru)

(1) Zástupcom orgánov «inných trestnom konaní ako aj iným ú«astníkom a ich právnym zástupcom
sa na základe doÐiadania povolí prítomnosÊ�pri vykonaní úkonov právnej pomoci v doÐiadanom zmluv-
nom {táte. MôÐu dávaÊ podnety na doplÂujúce otázky alebo opatrenia. �lánok 12 Dohovoru sa pouÐije
primerane.

(2) Pre «innosÊ zástupcov orgánov druhého zmluvného {tátu podÓa odseku 1 sa v Rakúskej republike
vyÐaduje súhlas Spolkového ministerstva spravodlivosti, v Slovenskej republike súhlas Generálnej pro-
kuratúry Slovenskej republiky alebo Ministerstva spravodlivosti Slovenskej republiky.

�lánok VI

(k «lánku 5 Dohovoru)

Právna pomoc formou zaistenia veci alebo prehliadky sa poskytne iba vtedy, ak v «ase podania Ðia-
dosti o právnu pomoc by bola na konanie pre «in, ktorého sa doÐiadanie týka, daná v doÐiadanom zmluv-
nom {táte právomoc justi«ného orgánu.

�lánok VII

(k «lánku 6 Dohovoru)

VzdaÊ sa vrátenia vecí alebo listín uvedených v «lánku 3 odsek 1 Dohovoru nie je v Ðiadnom prípade
moÐné, ak s tým nesúhlasia tretie osoby, ktoré si na ne uplatÂujú práva.

�lánok VIII

(k «lánku 10 Dohovoru)

�lánok 10 odsek 2 Dohovoru sa pouÐije na v{etky prípady predvolania svedka alebo znalca. Tieto
osoby môÐu samé ÐiadaÊ�o zálohu podÓa «lánku 10 odsek 3 Dohovoru.

�lánok IX

(k «lánku 11 a 12 Dohovoru)

(1) Ak doÐiadaný zmluvný {tát povolí, aby bola pri vybavovaní doÐiadania o právnu pomoc prítom-
ná osoba, ktorá je vo väzbe alebo výkone trestu odÂatia slobody na území doÐadujúceho zmluvného {tátu,
musí túto osobu drÐaÊ vo väzbe po celú dobu jej pobytu na svojom území a po vykonaní úkonu právnej
pomoci okamÐite ju vrátiÊ�späÊ doÐadujúcemu zmluvnému {tátu, pokiaÓ tento nepoÐiadal o jej prepustenie.

(2) Ak povolí tretí {tát, aby bola pri vybavovaní doÐiadania pritomná osoba, ktorá je vo väzbe alebo
výkone trestu odÂatia slobody na území jedného zo zmluvných {tátov, platia pre prevoz takejto osoby
územím druhého zmluvného {tátu ustanovenia odsekov 2 a 3 «lánku 11 Dohovoru.

(3) Ustanovenia «lánku 12 Dohovoru sa pouÐijú na prípady uvedené v predchádzajúcich odsekoch 1
a 2.

�lánok X

(k «lánku 13 Dohovoru)

DoÐiadaný zmluvný {tát za{le informácie z registra trestov vyÐiadané policajnými orgánmi druhého
zmluvného {tátu pre ú«ely trestného konania v rovnakom rozsahu, v akom by ich v podobných pripadoch
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mohli obdrÐaÊ jeho vlastné policajné orgány. Informácie o zahladených (vymazaných) záznamoch sa
neposkytujú v Ðiadnom prípade.

�lánok XI

(k «lánku 14 Dohovoru)

(1) V doÐiadaní o doru«enie sa spolu s údajmi o predmete a ú«ele doÐiadania ozna«í aj druh do-
ru«ovanej písomnosti a postavenie adresáta v konaní.

(2) K doÐiadaniu o prehliadku alebo odÂatie dôkazných vecí alebo listín sa pripojí jedno vyhotove-
nie súdneho príkazu alebo jeho overený opis. PokiaÓ nie je moÐné k takémuto doÐiadaniu pripojiÊ�súdny
príkaz alebo jeho overený opis, posta«í vyhlásenie príslu{ného justi«ného orgánu o tom, Ðe boli splnené
predpoklady pre vykonanie tohto opatrenia stanovené právom platným v doÐadujúcom {táte.

�lánok XII

(k «lánku 15 Dohovoru)

(1) PokiaÓ táto zmluva nestanoví inak, môÐu sa justi«né orgány oboch zmluvných {tátov stýkaÊ
priamo. DoÐiadania o právnu pomoc slovenských justi«ných orgánov sa zasielajú súdom Rakúskej repu-
bliky; doÐiadania o právnu pomoc rakúskych justi«ných orgánov sa zasielajú po podaní obÐaloby súdom,
inak orgánom prokuratúry Slovenskej republiky. Nie je tým vylú«ená moÐnosÊ sprostredkovania cestou
Spolkového ministerstva spravodlivosti Rakúskej republiky na jednej strane a Generálnej prokuratúry
Slovenskej republiky alebo Ministerstva spravodlivosti Slovenskej republiky na strane druhej.

(2) DoÐiadania o vykonanie prehliadky alebo zaistenia, o zaslanie vecí, o odovzdanie alebo prevoz
osôb vo väzbe alebo vo výkone trestu odÂatia slobody sa zasielajú prostredníctvom Spolkového mini-
sterstva spravodlivosti Rakúskej republiky a Generálnej prokuratúry Slovenskej republiky alebo Mini-
sterstva spravodlivosti Slovenskej republiky. V naliehavých prípadoch je pripustný priamy styk medzi
justi«nými orgánmi, av{ak jeden opis doÐiadania sa za{le aj spôsobom uvedeným v prvej vete tohto odse-
ku.

(3) Písomnosti ur«ené na doru«enie iným osobám neÐ obvinenému môÐu byÊ zasielané aj priamo
po{tou podÓa predpisov platných pre po{tový styk. Po{tou zaslané písomnosti, ktorých doru«ovanie by
podÓa Dohovoru a tejto zmluvy nebolo prípustné, budú v oboch zmluvných {tátoch povaÐované za nedo-
ru«ené adresátovi.

(4) ¤iadosti uvedené v «lánku X tejto zmluvy sa zasielajú prostredníctvom Spolkového ministerstva
vnútra Rakúskej republiky na jednej strane a Generálnej prokuratúry Slovenskej republiky na strane
druhej a rovnakou cestou sa na ne odpovedá. V prípade nebezpe«enstva ome{kania je prípustný priamy
styk medzi policajnými orgánmi a príslu{nými orgánmi registra trestov.

(5) Justi«né orgány môÐu na vykonávanie tejto zmluvy pouÐívaÊ�dvojjazy«né tla«ivá.

�lánok XIII

(k «lánku 16 Dohovoru)

(1) PokiaÓ táto zmluva nestanoví inak, preklady Ðiadostí zasielaných podÓa tejto zmluvy ako aj
pripájaných podkladov sa nevyÐadujú.

(2) K doru«ovaným písomnostiam sa pripojí preklad do jazyka doÐiadaného zmluvného {tátu vyho-
tovený a overený úradne menovaným tlmo«níkom so sídlom v jednom zo zmluvných {tátov. Overenie
podpisu tlmo«níka sa nevyÐaduje.

(3) Ak doru«ovaná písomnosÊ nie je opatrená prekladom do jazyka doÐiadaného zmluvného {tátu,
obmedzí sa doÐiadaný súd na to, Ðe zariadi doru«enie odovzdaním písomností príjemcovi, ak je ten
ochotný ju prijaÊ.

(4) K písomnostiam doru«ovaným priamo po{tou podÓa «lánku XII odsek 3 tejto zmluvy musí byÊ
vÐdy pripojený preklad do jazyka doÐiadaného zmluvného {tátu. Ak k doru«ovanej písomnosti nebol
pripojený preklad do jazyka doÐiadaného zmluvného {tátu, bude sa v oboch zmluvných {tátoch doru«enie
povaÐovaÊ za právne neú«inné. Pri doru«ovaní vlastným {tátnym ob«anom moÐno od prekladov písomno-
stí upustiÊ.
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�lánok XIV

(k «lánku 20 Dohovoru)

Náklady vzniknuté zaslaním vecí za ú«elom ich vydania po{kodenému («lánok IV) a odovzdaním
alebo prevozom osôb vo väzbe alebo výkone trestu odÂatia slobody («lánok IX) hradí doÐadujúci
zmluvný {tát.

�lánok XV

(k «lánku 21 Dohovoru)

(1) Na základe trestného oznámenia zaslaného podÓa «lánku 21 Dohovoru za«nú príslu{né orgány v
rozsahu právnych predpisov doÐiadaného zmluvného {tátu trestné stíhanie rovnakým spôsobom, akoby
i{lo o «in spáchaný na území ich {tátu. Ak v doÐiadanom zmluvnom {táte nie je na konanie o «inoch proti
majetku daná právomoc justi«ných orgánov, tieto postúpia oznámenie príslu{ným správnym orgánom.
Písomný styk podÓa «lánku 21 Dohovoru sa uskuto«Âuje medzi prokuratúrami Rakúskej republiky na
jednej strane a Generálnou prokuratúrou Slovenskej republiky na strane druhej.

(2) Príslu{né orgány zmluvného {tátu, na území ktorého bol trestný «in spáchaný, pre{etria v jednot-
livých prípadoch, «i je podanie oznámenia podÓa «lánku 21 Dohovoru ú«elné z dôvodov zistenia pravdy,
z iných dôvodov dôleÐitých pre trestné konanie, z dôvodu výmery trestu alebo výkonu trestu alebo v
záujme resocializácie obvineného.

(3) Trestné «iny spáchané v doprave sa v doÐiadanom zmluvnom {táte posudzujú podÓa dopravných
predpisov platných na mieste «inu.

(4) ¤iadosÊ potrebná pre za«atie trestného konania alebo podobné splnomocnenie, ktoré existuje v
doÐadujúcom zmluvnom {táte, má ú«inky aj v doÐiadanom zmluvnom {táte; Ðiadosti alebo splnomocne-
nia vyÐadované len právnym poriadkom doÐiadaného zmluvného {tátu môÐu byÊ predloÐené dodato«ne, v
primeranej lehote, ktorú ur«í príslu{ný orgán tohto {tátu.

(5) Oznámenie má obsahovaÊ stru«ný popis skutkového stavu veci, ako aj «o najpresnej{ie údaje o
obvinenej osobe, jej {tátnom ob«ianstve a mieste jej bydliska alebo pobytu. Jeho prílohou bude:

a) originál alebo overený opis (kópia) spisov, ako aj prípadné dôkazné predmety;
b) opis ustanovení o skutkovej podstate a treste, ktoré sa vzÊahujú na «in podÓa právneho poriadku

zmluvného {tátu, kde do{lo k spáchaniu «inu, okrem toho pri dopravných trestných «inoch aj
opis dopravných predpisov, ktoré sú rozhodné pre ich posúdenie;

c) prehlásenie po{kodeného potrebné pre za«atie trestného konania.

(6) Veci a listiny v originále sa vrátia doÐadujúcemu zmluvnému {tátu len «o to bude moÐné, pokiaÓ
sa tento ich vrátenia nevzdá. Práva doÐiadaného zmluvného {tátu alebo tretích osôb na zaslané veci
zostávajú nedotknuté.

�lánok XVI

(k «lánku 21 Dohovoru)

Justi«né orgány doÐadujúceho zmluvného {tátu upustia od stihania «i výkonu rozhodnutia proti ob-
vinenej osobe za oznámený «in

a) kým je výkon trestu celkom alebo z «asti odloÐený, alebo je odloÐené rozhodnutie o potrestaní;
b) ak trest uloÐený v doÐiadanom zmluvnom {táte bol vykonaný, bolo od jeho výkonu upustené,

alebo sa jeho výkon preml«al;
c) ak pre nedostatok dôkazov alebo preto, Ðe «in nie je trestným «inom, bolo vynesené právoplatné

oslobodzujúce rozhodnutie alebo do{lo k úplnému zastaveniu konania.

�lánok XVII

(k «lánku 22 Dohovoru)

(1) Informácie o odsúdeniach sa budú vymieÂaÊ�najmenej raz za {tvrÊ roka medzi Spolkovým mini-
sterstvom vnútra Rakúskej republiky a Ministerstvom spravodlivosti Slovenskej republiky.

(2) Zmluvný {tát, ktorý zaslal informáciu podÓa «lánku 22 Dohovoru, poskytne na ÐiadosÊ druhého
zmluvného {tátu v jednotlivých prípadoch opisy príslu{ných rozsudkov a opatrení, ako aj ¯al{ie údaje
potrebné na posúdenie, «i musia byÊ prijaté vnútro{tátne opatrenia.
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(3) Písomný styk podÓa odseku 2 sa uskuto«Âuje medzi Spolkovým ministerstvom spravodlivosti
Rakúskej republiky na jednej strane a Ministerstvom spravodlivosti Slovenskej republiky na strane dru-
hej.

�lánok XVIII

(k «lánku 24 Dohovoru)

V zmysle tohto Dohovoru sú justi«nými orgánmi:
a) v Rakúskej republike: trestné súdy, prokuratúry a Spolkové ministerstvo spravodlivosti.
b) v Slovenskej republike: súdy, prokuratúry, Generálna prokuratúra a Ministerstvo spravodlivosti.

�lánok XIX

(k «lánku 29 Dohovoru)

Ak jeden zo zmluvných {tátov vypovie Dohovor, nadobudne výpove¯ ú«innosÊ� vo vzÊahu medzi
Rakúskou republikou a Slovenskou republikou dva roky po doru«ení oznámenia o vypovedaní Generál-
nemu tajomníkovi Rady Európy.

�lánok XX

(1) Táto zmluva podlieha ratifikácii. Ratifika«né listiny budú vymenené v Bratislave.

(2) Táto zmluva nadobudne platnosÊ�prvým dÂom tretieho mesiaca nasledujúceho po mesiaci, v kto-
rom boli vymenené ratifika«né listiny.

(3) Táto zmluva sa uzatvára na dobu neur«itú a zostane v platnosti pokiaÓ ju jeden zo zmluvných
{tátov nevypovie písomne diplomatickou cestou. V takomto prípade zanikne platnosÊ�zmluvy jeden rok
odo dÂa vypovedania. PlatnosÊ�zmluvy zanikne aj bez vypovedania dÂom, kedy bude ukon«ená platnosÊ
Európskeho dohovoru o právnej pomoci v trestných veciach z 20. apríla 1959 medzi zmluvnými {tátmi
tejto zmluvy.

Dané vo Viedni, dÂa 20. «ervna 1994 v dvoch pôvodných vyhotoveniach, kaÐdé v jazyku nemeckom
a slovenskom, pri«om obe znenia majú rovnakú platnosÊ.

Za Rakúsku republiku:
Nikolaus Michalek

Za Slovenskú republiku:
Milan Hanzel

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikati-
onsurkunde wurde am 28. November 1995 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. XX Abs. 2
mit 1. Februar 1996 in Kraft.

Vranitzky


